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Seniorinnen und Senioren und das GKV-Stabilisierungsgesetz

Thema

Die Auswirkungen des GKV-Stabilisierungsgesetzes auf Seniorinnen und Senioren
Ältere Menschen sind von den Auswirkungen des GKV-Stabilisierungsgesetzes in besonderem Maße betroffen. Mit zunehmendem Alter steigt naturgemäß der Bedarf an ärztlicher Behandlung, Medikamenten und therapeutischen Leistungen. Deshalb treffen Leistungskürzungen und höhere Eigenbeteiligungen gerade Seniorinnen und Senioren besonders spürbar.
Die Folgen zeigen sich sowohl in einer finanziellen Mehrbelastung als auch in Veränderungen der medizinischen Versorgung. Höhere Eigenanteile bei zahlreichen Leistungen schmälern das verfügbare Einkommen vieler älterer Menschen und erschweren den Zugang zu notwendigen Behandlungen.

Arzneimittel

Für verschreibungspflichtige Medikamente steigen die gesetzlichen Zuzahlungen. Da viele Seniorinnen und Senioren dauerhaft mehrere Arzneimittel einnehmen müssen, summieren sich diese Mehrkosten schnell zu einer erheblichen zusätzlichen Belastung.

Therapien und Heilmittel

Auch für Krankengymnastik, Ergotherapie oder häusliche Krankenpflege fallen höhere Eigenbeteiligungen an. Gerade diese Leistungen sind für ältere Menschen häufig unverzichtbar, um Mobilität, Selbstständigkeit und Lebensqualität zu erhalten.

Zahnersatz

Auch beim Zahnersatz erhöht sich der Eigenanteil der Versicherten. Davon betroffen sind unter anderem Kronen, Brücken und Prothesen.

Beiträge und Betriebsrenten

Durch die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze werden höhere Alterseinkünfte stärker belastet. Gleichzeitig müssen Rentnerinnen und Rentner steigende Beiträge auf Betriebsrenten vollständig selbst tragen, während Beschäftigte hierfür in der Regel einen Arbeitgeberanteil erhalten.

Versorgung

Sozialverbände, Ärzte und weitere Fachorganisationen warnen vor einer Verschlechterung der medizinischen Versorgung. Befürchtet werden längere Wartezeiten, weniger verfügbare Termine und eine stärkere Konzentration medizinischer Leistungen. Gerade im ländlichen Raum könnten Krankenhausschließungen und eine unzureichende Stärkung ambulanter operativer Zentren die Versorgung älterer Menschen zusätzlich erschweren.

Schlusswort

Seniorinnen und Senioren sollten sich bewusst machen, welche Auswirkungen dieses Gesetz auf ihre medizinische Versorgung und ihre finanzielle Situation haben kann. Wer Veränderungen für notwendig hält, sollte das Gespräch mit den Abgeordneten seines Wahlkreises suchen und seine Erfahrungen schildern. Politische Entscheidungen lassen sich nur verändern, wenn Betroffene ihre Stimme einbringen.

Ihr Praxisteam
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